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Sachverhalt:
Der Verurteilte, der aufgrund mehre-
rer Gewaltdelikte eine Freiheitsstrafe
verbüßt, hat die Aussetzung des
Strafrestes zur Bewährung nach zwei
Dritteln der verhängten Strafe bean-
tragt. Das Landgericht hat den An-
trag abgelehnt. Dagegen richtet sich
die Sofortige Beschwerde. Zur Be-
gründung führt der Verteidiger aus,
daß an die nach § 57 StGB geforderte
günstige Prognose weniger strenge
Anforderungen als an die des § 56
StGB zu stellen seien. Daher sei, da
der Verurteilte durch den bisherigen
Strafvollzug durchaus positiv beein-
flußt worden sei und sich vorge-
nommen habe, seine Beziehung zur
Skinhead-Szene abzubrechen und
sich einer Alkoholtherapie zu unter-
ziehen, eine reelle Chance für das
Gelingen einer Bewährung zu beja-
hen. Auch sei seine Entlassungssi-
tuation nicht ungünstig. So sei eine
Firma an einer persönlichen Vorstel-
lung des Verurteilten und an einem
Einstellungsgespräch interessiert.
Die Staatsanwaltschaft beantragt, die
Sofortige Beschwerde zu verwerfen.
Sie hält die in der angefochtenen
Entscheidung angeführten Gründe
(zahlreiche, teilweise einschlägige
Straftaten, wiederholtes Be-
währungsversagen, ungelöste Alko-
holprobleme, fortdauernde Verbin-
dungen zur gewaltbereiten
Skinhead-Szene) für überzeugend
und führt aus, bei Entscheidungen
nach § 57 StGB sei eine Abwägung
zwischen dem Resozialisierungsin-
teresse des Verurteilten und dem Si-
cherheitsbedürfnis der Allgemein-
heit vorzunehmen. Dabei sei im
vorliegenden Fall dem Sicherheitsbe-
dürfnis der Allgemeinheit der Vor-
rang vor dem Resozialisierungsinter-
esse des Verurteilten einzuräumen.
Von diesem seien noch mit einer
derartigen Wahrscheinlichkeit wei-
tere Straftaten zu erwarten, daß die-
ses Risiko der Allgemeinheit nicht
zugemutet werden dürfe.

Die Beschwerde wurde verworfen.

Aus den Gründen:
1a) Zum Vorbringen des Verteidi-
gers ist anzumerken, daß auch nach
der Neufassung des § 57 StGB »un-
ter Berücksichtigung des Sicher-
heitsinteresses der Allgemeinheit«
wie schon vorher unter der Klausel
von der Verantwortbarkeit der Er-
probung ein vertretbares Restrisiko
einzugehen ist (so BVerfG NJW
1998, 2202 …). Je höherwertigere
Rechtsgüter in Gefahr kommen
können, um so geringer muß das
Risiko eines Rückfalls sein. Weiter-
hin gehen verbleibende Zweifel an
einer hinreichend günstigen Pro-
gnose zu Lasten des Verurteilten.
Der Verteidigung ist aber zuzugeste-
hen, daß die Anforderungen an
eine positive Entscheidung nach §
57 I StGB durch dessen Neufassung
nicht an die nach § 56 StGB an die
Bewilligung einer Bewährung zu
stellenden Anforderungen angegli-
chen oder über diese hinaus ver-
schärft worden sind.
b) Zu den Ausführungen der Staats-
anwaltschaft – Abwägung zwischen
Resozialisierungsinteresse des Ver-
urteilten und den Sicherheitsinter-
essen der Allgemeinheit – sind zwei
Bedenken vorzubringen. Zum einen
ist ein abwägbarer Widerspruch
zwischen dem Resozialisierungsin-
teresse des Verurteilten – oder des-
sen auf den Art. 2 I i.V.m. Art. 1 GG
beruhendem Anspruch auf Resozia-
lisierung – und dem Sicherheitsbe-
dürfnis der Gesellschaft schwer vor-
stellbar. Resozialisierung ist stets
mit darauf  ausgerichtet, dem Verur-
teilten die Führung eines eigenver-
antwortlichen Lebens ohne Bege-
hung weiterer Straftaten zu ermögli-
chen. Eben darauf, auf den Schutz
vor weiteren Straftaten des Verur-
teilten, zielt aber auch § 57 I 1 Nr. 2
StGB ab. Ein gegeneinander abwäg-
barer Interessenkonflikt zwischen
dem Resozialisierungsinteresse des

Verurteilten und dem Sicherheits-
bedürfnis der Allgemeinheit ist da-
her im Regelfall nur schwer denk-
bar. Zutreffend formuliert das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfGE 35,
236): »Nicht zuletzt dient die Reso-
zialisierung dem Schutz der Ge-
meinschaft selbst; diese hat ein un-
mittelbares eigenes Interesse daran,
daß der Täter nicht wieder rückfällig
wird und erneut seine Mitbürger
oder die Gemeinschaft schädigt«.
Zum anderen kann ein den objekti-
ven Gegebenheiten entsprechendes
Resozialisierungsinteresse – und nur
auf ein solches, nicht auf subjektive
Wunschvorstellungen des Verurteil-
ten ist abzustellen – nicht stets mit
dem Wunsch des Verurteilten,
durch Bewilligung von Reststrafen-
bewährung freizukommen, gleich-
gesetzt werden. Immer wieder gibt
es Fälle, in denen ein Verurteilter in
seinem eigenen Interesse noch
nicht in die Herausforderungen
und die Selbstverantwortung der
Freiheit entlassen werden kann. Im-
mer wieder bedarf ein Verurteilter
zur wenigstens teilweisen Errei-
chung des Resozialisierungszieles
der weiteren Obhut des »Behand-
lungsvollzuges« i.S. des Bundesver-
fassungsgerichts (BverfGE 45, 238),
und in diesen Fällen ist sogar zwi-
schen dem Resozialisierungsan-
spruch des Verurteilten und dessen
Verlangen nach Freiheit durch Rest-
strafenbewährung abzuwägen. Dem
Senat erscheint es daher sinnvoller,
das Sicherheitsbedürfnis der Allge-
meinheit mit dem aus Würde und
persönlichem Freiheitsanspruch des
Menschen begründeten Wunsch
des Verurteilten auf vorzeitige Ent-
lassung aus dem Strafvollzug abzu-
wägen.
2. Eine Abwägung aller entschei-
dungserheblicher Fakten nach § 57 I
2 StGB geht jedoch zu Ungunsten
des Verurteilten aus. Zwar ist dem
Verurteilten in seinem und im In-
teresse der Gesellschaft zu wün-
schen, daß er sich aus der gewaltge-
neigten Skinhead-Szene löst und
seine Alkoholprobleme überwindet.
Jetzt aber, bei Fällung dieser Ent-
scheidung, kann darauf nicht zu La-
sten des Sicherheitsbedürfnisses der
Allgemeinheit vertraut werden.

Anmerkung:
Der neue § 57 StGB ist am

31.1.1998 als Teil des Gesetzes zur
Bekämpfung von Sexualdelikten
und anderer gefährlicher Straftaten

in Kraft getreten. Danach ist auch
das Gewicht des bei einem Rückfall
bedrohten Rechtsguts zu berücksich-
tigen. Erforderlich ist also eine Ab-
wägung zwischen dem Resozialisie-
rungsinteresse des Verurteilten und
dem Sicherheitsinteresse der Allge-
meinheit, wobei die Anforderungen
an die Erfolgswahrscheinlichkeit der
Strafrestaussetzung mit dem Ge-
wicht des bei einem etwaigen Rück-
fall bedrohten Rechtsguts immer
höher werden (BT-Drs 13/7163, 7
und 13/8586, 8). Der vorliegenden
Entscheidung kommt deswegen be-
sondere Bedeutung bei, weil sie ne-
ben dem Beschluß des OLG Stuttgart
(Strafverteidiger 1998, 668 m. Anm.
von Schüler-Springorum) eine der
ersten zu der Neufassung ist, so daß
ihr eine durchaus praxisleitende
Funktion zukommt. Die Interpretati-
on des OLG Bamberg dürfte nicht zu
einer undifferenzierten Verlänge-
rung des Strafvollzuges führen, läßt
aber zwischen den Zeilen erkennen,
daß die Strafrestaussetzung zur Be-
währung immer noch viel zu stark
als eine besondere Vergünstigung
und von daher eher als Ausnahme-
fall angesehen wird. Kriminalpoli-
tisch wäre dem jedoch entgegenzu-
halten, daß es Zeit wird, die Be-
währung nicht als Vergünstigung zu
verstehen, sondern als Übergang der
stationären zur ambulanten Sozial-
kontrolle.
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Nachbemerkung zu Heft 4/98:

In der NEUEN KRIMINALPOLITIK, Heft
4/1998, haben Ursula Nelles und
Klaus Boers die Hausverfügung des
Generalstaatsanwalts des Landes
Sachsen-Anhalt, nach der Ladendieb-
stahl strenger zu verfolgen sei und die
Einstellungsmöglichkeiten auch bei
Ersttätern nicht anzuwenden seien,
aus strafrechtlicher und kriminologi-
scher Sicht kritisiert. Inzwischen ist die
Beschwerde gegen die Hausverfügung
von der Justizministerin des Landes
Sachsen-Anhalt zurückgewiesen wor-
den. Damit wird mehr Härte prakti-
ziert werden, ohne daß eine Gesetze-
sänderung erforderlich war. Die
Hausverfügung bleibt für alle, die Au-
genmaß und Besonnenheit gerade
auch im Bereich massenhafter Baga-
tellkriminalität erwarten, ein kriminal-
politisches Armutszeugnis.
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